
Schwarz-Blau 

geht über Leichen!
Pensions- und Gesundheitsreform kosten Leben

Von Sonja Grusch,
SLP Wien-Nord

Thomas Klestil war der Para-
depensionist für die Bundesre-
gierung. Knapp vor Pensions-
antritt verstarb er. Wenn Sie
das für zynisch halten, zeigt Ih-
nen ein Blick auf die Maßnah-
men der Regierung, wo die
wahren ZynikerInnen sitzen.
Nach dem Pensionsraub 2003
holen Schüssel&Co. unter dem
Stichwort “Pensionsharmoni-
sierung” zum nächsten Schlag
aus. In Kombination mit der
“Gesundheitsreform” und den
Angriffen auf Arbeitszeit und
Arbeitslose führt der Weg di-
rekt zurück in die 30er Jahre.
Die Regierung plant die Zer-
schlagung des Sozialstaates.
Dabei ist sie auch bereit, über
Leichen zu gehen. Eine Über-
treibung? Wenn Schwerstar-
beiter 45 Jahre arbeiten müs-
sen, um den vollen Pensions-
anspruch zu haben, dann wer-
den das die wenigsten erleben.
Wenn im Gesundheitswesen
“gespart” wird, dann heißt das,
dass Krankheiten später er-
kannt und schlechter behan-
delt werden können.

Ist es eine Schande alt
und/oder krank zu sein?

Was bedeutet “Überalte-
rung”? Das es schlecht ist,
wenn Menschen alt werden!
Tatsächlich sind Menschen im
profitorientierten Kapitalis-
mus nur interessant, solange
sie “etwas leisten”. Sind wir
krank oder alt, werden wir von
der “Arbeitskraft” zum “Ko-
stenfaktor”. Die “Lösung” im
Kapitalismus: Die Lebensar-
beitszeit wird verlängert und/-
oder die Pension gekürzt und/-
oder der Stress so erhöht, dass
wir den Pensionsantritt nicht
oder nicht lange überleben. All
das beinhalten die “Reformen”
der Regierung. Die durch-
schnittliche Pensionshöhe liegt
zur Zeit bei mageren 801 Euro.
Pensionsexperte Steven Nay
meint “Altersarmut, die in Eu-

ropa schon fast ausgerottet
war, könnte zurück kommen.”
Im Gesundheitswesen wird bei
Vorsorge und Rehabilitation
gekürzt. Die Pflege soll wieder
verstärkt von Angehörigen
(meist Frauen) übernommen
werden. Wir meinen: Was ist
für eine kranke Gesellschaft ist
das, in der es eine Schande ist
alt und/oder krank zu sein!?

Bartenstein & Schüssel:
Völlig jenseits

Wirtschaftsminister Barten-
stein erklärte die Forderung
"45 Beitragsjahre müssen ge-
nügen" sei “völlig überzogen”.
Als Politiker kann Bartenstein
mit 59 Jahren in Pension ge-
hen, maximal wird er dann 36
Versicherungsjahre haben, sei-
ne Pensionshöhe liegt derzeit
bereits bei 6.400 Euro. Das hal-
ten wir für “völlig überzogen”.
Bundeskanzler Schüssel, der
gern gegen angebliche “Besitz-
standswahrer” wettert war
noch nie gezwungen, sich am
Arbeitsamt um einen Job zu

bewerben. Seit Abschluss sei-
nes Studiums kam er in ÖVP-
und ÖVP-nahen Organisatio-
nen unter. Aber er findet einen
täglichen Arbeitsweg von zwei
Stunden “zumutbar” (klar, im
Dienstauto ist das kein Pro-
blem). Er kann übrigens mit
56,5 Jahren in Pension gehen
und bekommt mindestens
12.864 Euro/Monat.

Regierung will zurück 
in die 30er Jahre

Was uns als “Pensionsharmo-
nisierung” verkauft wird, ist
nichts anderes als das endgül-
tige Aus für eine soziale Absi-
cherung im Alter. Schon im
Jahr 2000 hatten nur mehr 3%
ein sehr hohes Vertrauen in die
staatliche Pensionsvorsorge.
Aber wie realistisch sind die
private und betriebliche Pen-
sionsvorsorge? Bei United Air-
lines in den USA wird gerade
versucht die betriebliche Pen-
sion für 35.000 PensionistIn-
nen zu streichen. Und können
Sie sich eine private Pensions-

vorsorge leisten? Laut Sozial-
bericht 2001/2 leben 43% der
Bevölkerung nur mit niedri-
gem oder sehr niedrigem Le-
bensstandard. Für eineN Na-
tionalratsabgeordneteN mit
14x 7613,10 Euro brutto ist die
private Pensionsvorsorge kein
Problem. Für Spitzenmanager
mit Jahreseinkommen von 3-
400.000 auch nicht. Für eine
AltenfachbetreuerIn (Durch-
schnittliches Einstiegsgehalt
ab 1000 Euro brutto/ Monat),
eineN Einzelhandelskauf-
mann/frau (864.- Euro) oder
eine Bauhilfskraft (726.- Euro)
sieht das anders aus. Ganz zu
schweigen von den weit über
200.000 Arbeitslosen, denTeil-
zeitbeschäftigten und den pre-
kär Beschäftigten. Da reicht
das Geld oft nicht einmal für
die laufenden Kosten.

Für eine echte 
Pensionsreform

Jeder Mensch hat das Recht
auf eine menschenwürdige Al-
ters- und Gesundheitsversor-

gung. Niemand soll bis zum
Umfallen arbeiten müssen und
niemand soll sich dafür schä-
men müssen, alt oder krank zu
sein. Die Gesellschaft ist insge-
samt reich genug, um sich das
zu leisten! Eine echte Pensions-
harmonisierung müsste daher
eine Arbeitszeitverkürzung, ei-
ne Senkung des Pensionsan-
trittsalters sowie eine Mindest-
pension von 1100.- Euro netto
sein. Finanzierbar ist eine sol-
che echte Harmonisierung
durch eine echte Besteuerung
von Unternehmen und Ver-
mögen, die es ja zur Zeit in
Österreich praktisch nicht
gibt.

Erreichbar ist eine solche
echte Harmonisierung durch
kämpferische Gewerkschaften
in denen FunktionärInnen
nicht im Penthouse wohnen,
sondern so leben wie ihre Mit-
glieder. Gewerkschaften, wel-
che die unmenschliche Profit-
logik nicht einfach akzeptie-
ren, sondern für eine bessere
Gesellschaft kämpfen. (mehr
zum Thema S. 4/5).

M e h r  I n f o r m a t i o n e n  a u f w w w . s l p . a t & w w w . s o c i a l i s t w o r l d . n e t

Österreich 

Abtreibung in
Salzburger Spitälern?

70% der SalzburgerInnen
wollen, dass in Spitälern
Schwangerschaftsabbrüche
durchgeführt werden. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Herbstlohnrunde 2004:
Urabstimmung notwendig

Vor den Lohnrunden im
Herbst nimmt die Gewerk-
schaft den Mund wieder voll,
doch das kennen wir bereits
aus den vergangen Jahren.
Urabstimmung statt Geheim-
verhandlungen  wären ange-
sagt. Seite 3

Schwerpunkt 

Reichtum und Armut 
in Österreich

“Österreich ist steinreich”
schreibt das Wirtscatsmagazin
trend. Davon haben allerdings
jene 400.000 Menschen, die an
oder unter der Armutsgrenze
leben herzlich wenig.

Seiten 4/5

Internationales

Deutschland:
4. Hartzattacke tödlich!

Deutschland wird von einer
Welle des Protests überzogen.
Die “Hartz IV“ genannten
Angriffe auf Arbeitslose
brachten das Fass zum über-
laufen. Jeden Montag mar-
schieren nun Zehntausende.

Seite 7
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Sind wir nichts als
ProduzentInnen?

von Sonja Grusch

In den Sommer-
monaten wurde
das Thema "Ho-
mosexualität" – in
verschiedenen Fa-
cetten – in der Öf-

fentlichkeit behandelt. Eine Al-
lianz aus Kirche, Rechtsextre-
men, konservativen Bürgerli-
chen und religiösen Fanatiker-
Innen fürchtet offensichtlich
das Ende der Menschheit.

Aufregung innerhalb der ka-
tholischen Kirche rund um den
Skandal im Priesterseminar St.
Pölten gab es nicht etwa wegen
der Kinderpornografie, son-
dern wegen homosexueller Be-
ziehungen! Ein typisches Bei-
spiel für die Scheinmoral der
Weihrauchkesselschwinger.

Für die radikalen Abtrei-
bungsgegnerInnen ist Homo-
sexualität "die größte Gefahr
der Menschheit". Die FPÖ-Ju-
gendorganisation RFJ führte
eine Kundgebung "gegen die
Homo-Ehe und ein Adop-
tionsrecht von schwulen oder
lesbischen Paaren" durch.
Unterstützt wurde der RFJ vom
rechtsextremen BFJ (siehe
Rückseite). In der ÖVP gibt es
inzwischen zwar Stimmen die
der Partei mit diesem Thema
ein liberaleres Mäntelchen um-
hängen möchten. Gleichzeitig
gaben allerdings gewichtige
VP-PolitikerInnen Stellung-
nahmen zur Homosexualität
zum Besten, bei denen einem
nur schlecht werden kann.

Es ist nicht verwunderlich,
dass das rechte Lager den Men-
schen das Recht abspricht, über
die Form ihrer Sexualität frei
zu entscheiden. Rechte Ideolo-
gien sprechen insgesamt den
Menschen das Recht ab, ihr Le-
ben und ihre Arbeit selbst zu
bestimmen. Für sie sind wir of-
fensichtlich bloße Produzen-
tInnen. Entweder sollen wir in
unserem Job Produkte oder
Dienstleistungen für den Profit
produzieren, oder wir sollen
Kinder – also künftige Produ-
zentInnen – produzieren. In
diesem Zusammenhang wird
uns vieles als unveränderlich,
natürlich oder von Gott gege-
ben präsentiert: Die "heilige"
Familie, die kapitalistische
Ausbeutung, autoritäre Herr-
schaftsstrukturen ... Tatsäch-
lich sind all diese Dinge im
Laufe historischer Prozesse
entstanden und deshalb auch
wiederum beseitigbar. Genau
das streben wir an. "Natürlich"
wäre es aus unserer Sicht näm-
lich, wenn Menschen grund-
sätzlich in die Lage versetzt
werden ihr Dasein und ihre Se-
xualität selbst zu bestimmen –
auch jenseits tradierter Bilder
der angeblich ewigen, hetrose-
xuellen Mann-Frau-Kinder-
Familie.

D e r  S t a n d p u n k t

Von Johanna Harms,
SLP-Salzburg

Über dreißig Jahre sind ver-
gangen, seit in Österreich die
Fristenlösung eingeführt wur-
de. Damals spielte die SPÖ ei-
ne fortschrittliche Rolle, da sie
sich für deren Einführung ein-
setzte. Trotz der rechtlichen
Möglichkeit eines Schwanger-
schaftsabbruches wird es
Frauen aber immer noch sehr
schwer gemacht abzutreiben.
Es existieren keine oder weni-
ge öffentliche Einrichtungen
und die (meist sehr hohen)
Kosten (durch private Anbie-
ter) werden nicht von der
Krankenkasse übernommen.
Für Frauen aus westlichen
Bundesländern ist es fast un-
umgänglich nach Wien zu
fahren um einen Schwanger-
schaftsabbruch durchführen
zu lassen. Das soll sich nun än-
dern.

Landeshauptfrau 
für Schwangerschafts-
abbruch in Spitälern?

Salzburgs SPÖ Landes-
hauptfrau Gabi Burgstaller
sagt, dass sie Abtreibungen in
Landesspitälern möglich ma-
chen will. Dies stößt natürlich

auf Widerstand seitens der
ÖVP. Vor allem VP-Chef Has-
lauer ist dagegen und droht
sogar mit Koalitionsbruch.
Unterstützung erhält er von
der Organisation “Jugend fürs
Leben”, inoffizielle Jugendor-
ganisation von HLI, die durch
Psychoterror versuchen, Frau-
en von Schwangerschaftsab-
brüchen abzuhalten und mit
Kirche, FPÖ und ÖVP zu-
sammenarbeiten. Dass Burg-
staller trotzdem an der Koali-
tion mit der erzreaktionären
ÖVP festhält, lässt die Strate-
gie der SPÖ zur Durchsetzung
von Frauenrechten als äußerst
zweifelhaft erscheinen.

Was ist zu tun?

Man/Frau müsste mobilisie-
ren und die Bevölkerung auf-
klären, den öffentlichen
Druck auf Ärzte/innen redu-
zieren, die Frage der Kosten-
übernahme stellen und eine
Schutzzone rund um Abtrei-
bungskliniken bilden um alle
Betroffenen zu schützen. Die-
ser Kampf kann nicht im
Landtag geführt werden. Er
muss in der Öffentlichkeit
ausgetragen werden! Dies ist
natürlich schwierig, wenn die
eigene Partei einem in den

Rücken fällt, so wie Parteichef
Gusenbauer, der die reaktio-
näre Organisation “Jugend 4
family” unterstützte. Es zeigt
deutlich dass das Programm
der SPÖ weder einheitlich
noch sozialistisch ist, und
man/frau sollte sich auch kei-
ne Illusionen in die Richtung
machen, Burgstaller wäre die
neue linke Stimme der SPÖ.
Denn gleichzeitig betreibt
auch sie massiven Sozialabbau
und fällt damit vielen Frauen
(und auch Männern) in den
Rücken.

Dennoch begrüßen wir jede
Initiative zu Durchsetzung von
Frauenrechten.

Unsere Forderungen: 
- Abtreibung auf Kranken-

schein
- Kostenlose Abgabe von Ver-

hütungsmittel
- Die Möglichkeit, in jedem

Bundesland Abtreibungen
durchführen zu lassen

Montag, 28.09.2004, Salzburg

Diskussion “Abtreibung ist
Frauenrecht”, 1800 Uhr, Ort
auf Anfrage, Tel. 01/524 63 10

Rund 70% der Salzburger Bevölkerung sind dafür, nur die ÖVP droht mit Koalitionsbruch.

Schwangerschaftsabbrüche jetzt auch in Salzburgs Spitälern?

Von Laura Rafetseder,
SLP Wien-Mitte 

Markus Beyrer, neuer Gene-
ralsekretär der Industriellen-
vereinigung und jahrelanger
wirtschaftspolitischer Berater
Wolfgang Schüssels, spricht
sich für eine Verlängerung der
wöchentlichen Arbeitszeit bei
gleichbleibendem Gehalt aus.
Umgesetzt werden soll das
durch die Abschaffung von
Fenster- und Feiertagen. Auch
der neue Chef der Industriel-
lenvereingung Veit Sorger
meint: "Das Thema Mehrar-
beit darf kein Tabu sein, wenn
es darum geht, Unternehmen
und Jobs in Österreich zu hal-
ten". Sein nächstes Ziel: Ab
Herbst soll  die tägliche Nor-
malarbeitszeit wieder zehn
Stunden betragen können.
Frech behauptete Sorger so-
gar, dass dies bei den Arbeit-
nehmerInnen auf Verständnis
stoßen würde. Tatsächlich ar-
beiten schon jetzt 43 Prozent
der Beschäftigten länger als 40
Stunden pro Woche. Eine AK-
Studie stellte nun – entgegen
Sorgers Behauptung – bei die-
sen ArbeitnehmerInnen fest,
dass mit steigender Stunden-
anzahl die Arbeitszufrieden-
heit massiv sinkt. (vgl.: Stan-
dard 25.8.2004; www.arbei-
terkammer.com)

Warum sollen wir 
länger arbeiten?

In Gang gesetzt wurde die
Diskussion um längere Ar-
beitszeiten von Siemens in
Deutschland durch die dorti-
ge Verlängerung der Arbeits-

woche von 38 auf 40 Stunden.
Mehr Geld erhalten die Sie-
mens Mitarbeiter jetzt aller-
dings nicht – sie müssen für
das selbe Geld länger arbeiten.
Arbeitszeitverlängerung ohne
Lohnausgleich ist für die
Unternehmen ein Mittel um
Personalkosten zu sparen. Seit
Beginn des Kapitalismus ver-
suchen die Unternehmen auf
der einen und die Arbeitneh-
merInnen auf der anderen
Seite die Arbeitszeiten zu ih-
ren Gunsten zu verändern.
Arbeitszeitverkürzung bei
vollem Lohnausgleich war
und ist eine traditionelle For-
derung der ArbeiterInnenbe-
wegung. Indem die vorhande-
ne Arbeit auf alle aufgeteilt
wird, kann Arbeitslosigkeit
bekämpft und verhindert
werden, dass nur die Chefs der
großen Konzerne vom techni-
schen Fortschritt und der Stei-
gerung der Produktivität pro-
fitieren. Arbeitszeitverlänge-
rung ohne Lohnausgleich
hingegen bedeutet ein Zurück

ins 19. Jahrhundert: Wenn wir
10 Stunden für weniger Lohn
arbeiten “können”, warum
nicht auch 12, 14 oder 16
Stunden pro Tag? 

Was wollen 
ArbeitnehmerInnen?

Eine andere Strategie der
Unternehmen um Lohnko-
sten zu drücken ist es, Arbeit-
nehmerInnen, vor allem Frau-
en, in Teilzeitjobs zu drängen.
Unter dem Vorwand “Beruf
und Familie vereinbaren”
wird mit der Teilzeitfalle ge-
lockt: Überstundenzuschläge
fallen hier meist ebenso weg,
wie Arztbesuche während der
Dienstzeit etc... Für die Be-
troffenen bedeutet das Armut
trotz Arbeit, Abhängigkeit
vom Partner, niedrige Pensio-
nen. Das Problem “Beruf und
Familie vereinbaren” ließe
sich allerdings aus Sicht der
Beschäftigten wesentlich bes-
ser durch Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohnaus-

gleich sowie entsprechende
Kinderbetreuungsmöglich-
keiten lösen. Wir fordern dar-
über hinaus das Recht auf ei-
nen Vollzeitarbeitsplatz für je-
de/n

Wie die Angriffe 
abwehren?

Die Angriffe auf die Arbeits-
zeiten in Deutschland fanden
unter der Drohung der Stand-
ortverlagerung statt. Europa-
weite Kollektivverträge, Min-
destlöhne und gesicherte So-
zialstandards könnten dem-
gegenüber Lohndumping ver-
hindern. Dazu ist eine inter-
nationale Kampfstrategie der
Gewerkschaften nötig die eine
Spaltung von Belegschaften in
Ost- und West bzw. entlang
nationaler Linien verhindert.
Nötig ist aber auch ein ÖGB
der bereit und imstande ist,
Kämpfe erfolgreich zu führen
anstatt immer neuen Flexibi-
lisierungsmaßnahmen zuzu-
stimmen. Mit entschlossenen

Streiks, die demokratisch or-
ganisiert werden, wo die Be-
legschaft durch Streikkomi-
tees eingebunden wird und
mit einer Führung die keine
faulen Kompromisse eingeht,
können Angriffe abgewehrt
und Zugeständnisse erkämpft
werden.

Woher nehmen 
wenn nicht stehlen?

Radikale Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohn würde
bedeuten, dass die Banken
und Konzerne auf große Teile
ihrer Profite, die ohnehin von
der ArbeiterInnenklasse er-
wirtschaftet werden, verzich-
ten müssten. Das werden sie
nicht freiwillig tun – wir müs-
sen es uns schon erkämpfen.
Dazu benötigen wir aber eine
Systemalternative um nicht
selbst klein beigeben zu müs-
sen.Während die Arbeiter von
Daimler Chrysler ein Sparpa-
ket aufs Auge gedrückt be-
kommen, verdienen ihre Ma-
nager dort Millionengagen!
Eine sozialistische Gesell-
schaft mit demokratisch ge-
planter Wirtschaft unter Kon-
trolle und Verwaltung der Ar-
beitnehmerInnen könnte be-
deuten, dass der Arbeitstag ra-
dikal verkürzt wird, eine gesi-
cherte Existenz aber dennoch
möglich ist.

Mittwoch, 30.9 .2004, Wien

Diskussion: “Arbeitszeitver-
längerung und Gegenwehr”,
1900 Uhr, SLP Wien-Mitte

Kein Zurück zum 16 Stundentag!
Arbeitszeitverlängerung führt vor allem zu einem: Mehr Arbeitslosigkeit
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43 Prozent aller Arbeitnehmer-
Innen arbeiten schon jetzt länger 

als 40 Stunden pro Woche.
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Sozialbetrug bei Billa?

Die Arbeiterkammer (AK)
und ein früherer Manager er-
hoben in der ZiB 2 schwere
Vorwürfe gegen den Handels-
konzern Rewe (Billa, Merkur,
Mondo, Penny, Emma, Bipa).
So sollen Mitarbeiter etwa nur
für zehn Stunden angestellt
worden sein, obwohl sie 40 ar-
beiteten, um Finanzämter und
Sozialversicherungsanstalten
zu betrügen. Die Differenz
würde über "Aushilfslöhne"
bezahlt werden. Zudem gebe es
laut AK "schwarze Kassen" und
ein zweites Lohnauszahlungs-
system. Die Mitarbeiter seien
eingeschüchtert worden, ihnen
wurde mit fristloser Kündi-
gung gedroht, hieß es in dem
Bericht. (Aus: Die Presse,
28.8.2004) 

Auf welcher Seite steht
die "Solidarität"? 

In der Sommernummer der
ÖGB-Zeitung Solidarität ist
ein Artikel mit folgender Über-
schrift abgedruckt: Billigko-
pien - Ramsch mit Marke. Von
Modetaschen über WM Ma-
skottchen bis zu Flugzeuger-
satzteilen: Produktfälschungen
nehmen zu - und schädigen die
Wirtschaft. Im folgenden ist
ein Artikel abgedruckt wie er in
jedem Magazin der Wirt-
schaftskammer so auch stehen
könnte. Die Luxusgüterindu-
strie wird als armes Hascherl
dargestellt, mit deren "Leiden"
sich der ÖGB offensichtlich
voll identifiziert. Lediglich bei
einem Foto findet sich ein ver-
schämter Hinweis, dass auch
Strassenhändler "nichts davon"
haben. Kein Wort über die un-
glaubliche Ausbeutung der
Menschen in Afrika, Asien und
Lateinamerika egal ob diese
Luxusgüter oder Fälschungen
herstellen müssen um zu über-
leben. Infos hätte die Solidari-
tätsredaktion allerdings ganz
leicht finden können: Verschie-
dene Fachgewerkschaften
unterstützen nämlich entspre-
chende internationale Kam-
pagnen wie z.B. "clean clothes".

Alpbacher Gespräche:
Kapituliert Lafontaine? 

Die "Grenzen des All-Inclusi-
ve Staates" war das Motto der
diesjährigen Alpbacher Re-
formgespräche. Kommentare
wie vom Business-Editor des
britischen "Economist", Mat-
thew Bishop waren dort ohne-
hin zu erwarten. Dieser lobte
die Politik Thatchers geradezu
als europäisches Modell. Doch
auch Oskar Lafontaine lavierte
dort um zentrale Fragen he-
rum: Aus seiner Sicht "gebe es
keine `eindeutige Antwort` auf
die Frage, welche Universal-
dienste künftig vom Staat und
welche privat erledigt werden
sollten". Lediglich "sollte es im-
mer gewisse, von staatlicher
Seite kontrollierte Rahmenbe-
dingungen geben, in denen
sich die Privatisierungen ab-
spielen sollen", berichtete der
Kurier am  24.8.2004.

I h r  d a  o b e n  ...

... wir da unten!

Von Albert Kropf,
SLP Wien-Mitte

Nicht erst seit der Schwarz-
blauen Regierung prasseln auf
die Arbeitnehmer Verschlech-
terungen nieder. Kaum einer
ist nicht von den Kürzungen,
Flexibilisierungen etc. betrof-
fen und spürt nicht die Bela-
stungen am eigenen Konto.
Am 23. September beginnen
mit der Übergabe der Ge-
werkschaftsforderungen die
Kollektivvertragsverhandlun-
gen für die 145.000 Beschäfti-
ge in der Metallindustrie. Die-
ser Abschluss gilt als rich-
tungsweisend für die anderen
Branchen.

Magere Abschlüsse 

Die Abschlüsse der letzten
Jahre waren äußerst mager
und führten zu Reallohnver-
lusten. Am Ende stellte sich je-
des Mal heraus, dass die Ver-
teuerung und neuen Bela-
stungen nicht durch die Erhö-
hungen des Kollektivvertrags
ausgeglichen werden konn-
ten. Vor rund einem Jahr
konnte für Deutschland und
Österreich nachgewiesen wer-
den, dass die Berechnung der
offiziellen Inflationsrate nicht
der Realität entsprach. Die zu
Grunde liegenden Produkte
waren nicht mehr zeitgemäß
und die reale Inflationsrate ist
um 2 bis 3 Prozentpunkte hö-
her als die Offizielle (Kurier:
20.8.2003).

Vollmundige Versprechen

Die Gewerkschaftsspitze hat
immer wieder höhere Ab-
schlüsse angekündigt, welche
die Belastungen der Regie-
rung aufwiegen sollen.Vor ge-
rade einmal einem Jahr - im
Zuge der Streiks gegen den
Pensionsraub - versprach
Fritz Verzetnisch die Mehrko-
sten für die privaten Zusatz-
versicherungen bei den Kol-
lektivvertragsverhandlungen
wieder reinzuholen. Passiert
ist das bis heute nicht. Ganz
anders die Gegenseite. Wirt-
schaft und Regierung haben
das mediale Sommerloch be-
nutzt, um ein Sperrfeuer zu
eröffnen. Nichts und niemand
ist dabei verschont geblieben.

Mal war es die Industriellen-
vereinigung mit Veit Sorger,
mal die Regierung mit Mini-
ster Bartenstein oder wie
jüngst die Wirtschaftskam-
mer mit Christoph Leitl. Die
Palette der Angriffe reicht da-
bei von einer Ausdehnung der
Wochenarbeitszeit, über wei-
tere Arbeitszeitflexibilisierung
bis hin zur Infragestellung des
13. und 14. Gehalts, das im
Kollektivvertrag verankert ist.

Wie ein Kaninchen vor
der Schlange?

Von Seiten der Gewerk-
schaftsspitze war dabei pein-
lich wenig zu vernehmen. So
wenig, dass sogar Teile der
Wirtschaft (wie Siemens

Österreich Chef Albert Hoch-
leitner) einige der Forderun-
gen als nicht zweckdienlich
bis absurd zurückweisen mus-
sten (Profil: Nr. 34). Anstatt
offensiv auf diese Angriffe zu
reagieren, erstarrt die Ge-
werkschaftsbürokratie wie das
Kaninchen vor der Schlange.
Eine denkbar schlechte Aus-
gangsposition für die kom-
menden Verhandlungen!

Stimmen Sie den Lohnab-
schlüssen zu?

Erlauben kann sich dieses
Vorgehen die Gewerkschafts-
bürokratie nur aufgrund einer
völlig undemokratischen
Struktur und Arbeitsweise des
ÖGB. Die überwiegende

Mehrheit der Gewerkschafts-
mitglieder hat weder Einfluss
auf die Politik des ÖGB, noch
hat sie die wirklich die Mög-
lichkeit an entscheidenden
Wahlen teilzunehmen. Oder
wurden sie schon einmal um
ihre Zustimmung zu einem
Kollektivvertragsabschluss
befragt? Ich in den mich be-
treffenden 15 Jahren auf jeden
Fall nicht! Dabei sind immer
mehr Arbeitnehmer direkt
vom Ausgang dieser Verhand-
lungen betroffen. Wurden
1981 noch über 33% der un-
selbständig Beschäftigten
über dem kollektivvertraglich
vereinbarten Lohn hinaus be-
zahlt, sackte dieser Anteil bis
1998 auf knappe 20% ab.

Für offene Verhandlun-
gen und Urabstimmungen!

Anstatt geheimen Verhand-
lungen am runden Tisch, for-
dern wir volle Transparenz
und Urabstimmung über das
Ergebnis. Die Betroffenen sol-
len entscheiden, ob sie mit die-
sen Erhöhungen leben können
oder nicht.Die Zeit ist mehr als
reif für demokratische und
kämpferische Gewerkschaften!

Freitag, 10. September, Wien

Diskussion: “Grenzenlose
Solidarität? Der ÖGB und Mi-
grantInnen”, 1930 Uhr, SLP
Wien-Süd 

Urabstimmung statt Nulllohnrunde 

und Geheimverhandlungen!
Im Herbst steht wieder eine Runde von Kollektivvertragsverhandlungen an.

Wie werden sich die Gewerkschaften positionieren?

Die Angriffe von Regierung und Unter-
nehmen auf die Beschäftigten und Ar-
beitslosen werden frecher. Immer mehr
Menschen haben das Gefühl, dass “die da
oben” völlig rücksichtslos drüberfahren.
Der ÖGB aber beschränkt sich im wesent-
lichen auf Presseaussendungen. Für
Herbst – wo mit Gesundheits”reform”und
Pensions”harmonisierung” die nächsten
Angriffe auf den Lebensstandard geplant
sind – hat der ÖGB noch keine konkreten
Pläne für Widerstand.

Von John Evers und Sonja Grusch,
SLP Wien-Nord

Innerhalb des ÖGB wachsen die Span-
nungen. Ein führender Funktionär einer
Fachgewerkschaft, der wegen des wach-
senden internen Drucks lieber anonym
bleiben möchte, meint dazu:“Im ÖGB gibt
es die, die immer noch auf die Sozialpart-
nerschaft hoffen, und die, die verstanden
haben, das sie tot ist. Wir können nur was
durchsetzen, wenn wir kämpfen.” Beim
jüngsten AUA-Konflikt wurden diese bei-
den Denkmuster deutlich. Die AUA-Bord-
KollegInnen standen, gemeinsam mit ih-
rer Vertretung in der HTV, für einen
kämpferischen Kurs. Wie schon 2003 lie-
ßen sie sich auch durch Drohungen nicht
einschüchtern und traten am 13. August in einen
mehrstündigen Warnstreik. Nachdem von Vor-
stand und Medien behauptet wurde, es gäbe vom
ÖGB keine Unterstützung für den Streik, hüllte sich
der ÖGB in Schweigen. Natürlich “dürfen” die Kol-
legInnen auch ohne ÖGB-Unterstützung streiken.
Trotzdem wäre es notwendig gewesen, dass der
ÖGB umgehend seine volle Unterstützung, inklusi-

ve Streikgeld und öffentlicher Solidaritätsaktionen,
für den Streik erklärt hätte.

Auf unseren Protest an den ÖGB hin erhielten wir
eine Antwort, wo uns Roswitha Bachner, leitende
Sekretärin des ÖGB, über die “Aufgaben” des ÖGB
informierte. “In erster Linie ist der ÖGB daran
interessiert, dass es zwischen den Verhandlungs-
partnern am Verhandlungstisch zu einer Einigung

kommt.” Das wiederholt die Linie von
Verzetnitsch, der 2003 meinte, seine Rol-
le sei die eines Vermittlers zwischen Be-
schäftigten und Unternehmen. Tatsäch-
lich ist die Aufgabe der Gewerkschaft klar
Seite zu beziehen und die Interessen der
Belegschaft zu verteidigen. Wir meinen:
Nicht zuletzt das Verhandlungsergebnis
beweist wie recht die streikenden Kolle-
gInnen hatten.

Der ÖGB ist mehr als 
eine Rechtsschutzversicherung!

Häufig zieht sich der ÖGB auf die recht-
liche Ebene zurück und hofft mittels Kla-
gen und Anwälten etwas zu erreichen. Der
neugewählte Betriebsrat bei Veloce wurde
vom Geschäftsführer geklagt. Die Unter-
nehmensseite wird von der Wirtschafts-
kammer, die BetriebsrätInnen von der
GPA vertreten. Es ist ein Musterprozess,
bei dem es um die Frage geht, ob Freie
DienstnehmerInnen das Recht auf einen
Betriebsrat haben. Zweifellos ist der Pro-
zess wichtig – aber gewonnen werden
Kämpfe nicht im Gerichtssaal. Gesetze
und selbst Urteile  spiegeln immer auch
einen gesellschaftlichen Druck wieder.
Solchen Druck z.B. in Form in einer De-
monstration zu organisieren, wäre auch

eine der Aufgabe der GPA. Die “Plattform für
kämpferische und demokratische Gewerkschaften”,
ein überfraktioneller Zusammenschluss von Ge-
werkschafterInnen gegen den zahnlosen Kurs des
ÖGB, plant für Herbst Aktionen und Veranstaltun-
gen mit dem Ziel, einen Kurswechsel im ÖGB her-
beizuführen.

Wann kämpft der ÖGB endlich?

Wird der ÖGB diesmal richtig mobilisieren oder lässt er die Menschen nach großen Worten wieder im Regen stehen.

T E R M I N
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Von Michael Gehmacher,
SLP-Gewerkschaftssprecher

In Österreich existiert nichtstaatliches Geld-
und Sachvermögen im Wert von rund 2100
Mrd. Euro – und täglich wird es mehr. Doch ob-
wohl es letztlich alleine die ArbeiterInnenklasse
ist, die den Reichtum einer Gesellschaft erarbei-
tet, spürt die Masse der Bevölkerung von diesem
Reichtum nichts. Eine Studie hat nun viele Ent-
wicklungen zu Armut und Reichtum in Öster-
reich zusammengefasst, auf die auch die SLP
immer wieder hingewiesen hat. (www.politik-
beratung.or.at/studien_armutreichtum)

Jedes Jahr 71 Milliarden mehr!

Mit Jahresende 2003 errechnete die Österrei-
chische Nationalbank (ÖNB) ein Geldvermö-
gen in Österreich von insgesamt 1.322,9 Mrd.
Euro aus. Das wären - bei gleichmäßiger Vertei-
lung - pro Kopf 164.274 Euro (also rund 2.3
Mio. ATS). Wie aber ist dieses Vermögen ver-
teilt? Mehr als zwei Drittel (71%) gehören Kapi-
talgesellschaften – also den großen Wirtschafts-
unternehmen, Banken, Versicherungen, Invest-
mentfonds und Pensionskassen. Von 1996 bis
2003 ist das Geldvermögen um fast eine halbe
Billion (497 Mrd Euro; 6.800 Millionen ATS)
gewachsen. Das entspricht einem jährlichen
Wachstum der Geldvermögen in Österreich von
durchschnittlich 71 Mrd. Euro oder 8,6 %. Da-
mit wächst das Geldvermögen auch wesentlich
schneller als das Bruttonationalprodukt! Profi-
tiert haben davon allerdings wiederrum nur
Großanleger (+ 14.7% p.a.), während die nor-
malen Spareinlagen nur jährlich um 1.85 Pro-
zent wuchsen.

Zahlen zur Verteilung von Einkommen 

Das Bruttonational- oder Volkseinkommen
(gemeint ist die Summe aller Wertschöpfungen
soweit diese einer in Österreich lebenden Person
zu kommen) gliedert sich in ArbeitnehmerIn-
nentgelte, Betriebsüberschüsse, Selbstständi-
gen- und Vermögenseinkommen.

Jährliche prozentuelle Veränderung des Anteils der Brutto-
ArbeitnehmerInnenentgelte bzw. der Selbständigeneinkommen
und Brutto-Betriebsüberschüsse am BIP 1981-2003

Wie die Grafik zeigt sinkt der Anteil der Ar-
beitnehmerInnenentgelte am Volkseinkommen
seit 1978. Die Brutto-ArbeitnehmerInnenent-
gelte (inkl. tatsächlicher Arbeitgeberbeiträge)
betrugen 2003 nur mehr 52% des Volkseinkom-
mens. Und das obwohl es gegenüber den 70er
Jahren etwa 600.000 mehr unselbständig Er-
werbstätige gibt! Das Durchschnittseinkom-
men der ArbeitnehmerInnen lag 2001 bei
20.480 Euro brutto bzw. 15.400 netto pro Jahr
(ArbeiterInnen 2001 16.680 brutto, Lehrling
6060 Euro brutto, Angestellte 23.100 brutto,
und BeamtInnen 33.840 brutto). Bei diesem
Durchschnittswert sind die Einkommen leiten-
der Angestellter mitgerechnet. Die Summe der
Gehälter der untersten 30% Einkommensbezie-
her stiegen zwischen 1995 und 2001 nur um 1%,
die Summe der Gehälter der obersten 5% der
EinkommensbezieherInnen allerdings um 23
%! Hinter allen diesen Zahlen verbergen sich
folgende “Megatrends”: 1. Die Explosion von
prekären Beschäftungsverhältnissen, 2. Viel zu
niedrige Lohnabschlüsse, 3. Immer unver-
schämtere Managergehälter und 4. Satte Unter-
nehmergewinne.

Verteilung der Steuerlast 
verstärkt Ungleichheit

Wachstum der wichtigsten Einkommen 1964-1998

Während die ArbeitnehmerInnen einen im-
mer geringeren Teil am Volkseinkommen be-
kommen, wird die Steuerbelastung für die Mas-
se der Bevölkerung immer stärker: 17,3 Mrd. an
Lohn- und 29 Mrd. Konsumsteuern, stehen 4.3
Mrd. an Körperschafts- und 3.3 Mrd. Vermö-
genssteuern gegenüber. Zwei Drittel der Unter-
nehmen zahlen überhaupt keine Körperschafts-
steuer – diese wird zudem gerade von 34 auf 25
% gesenkt. Während 13,3 Prozent der Arbeiter-
Inneneinkommen an den Staat gehen, sind es
bei Selbstständigeneinkommen und Gewinnen
nur 7,7 Prozent. Nur sechs Prozent des Steuer-
aufkommens kommt aus Vermögenssteuern
(Kapitalertragssteuer, Grundsteuer, Erbschafts-
steuer).Fazit: Auch durch das herrschende Steu-
ersystem wird zulasten der ArbeitnehmerInnen
umverteilt.

Unglaublicher Reichtum 
in Privatstiftungen

“Bei einem Vermögen von 5 bis 10 Millionen
Euro empfiehlt sich im Laufe der Zeit die Ein-
richtung einer österreichischen Privatstiftung”
meint eine Studie eines Liechtensteinischen
Bankhauses und führt weiter aus “der Steuer-
vorteil der Privatstiftung vergrößert sich, wenn
der Umfang des Stiftungsvermögens zunimmt”
(Hypoinvestbank, 2002). Eine Stiftung ist mit
unglaublichen Steuerprivilegien verbunden.
Völlig steuerfrei sind Dividenden aus in- und
ausländischen Aktien, die direkt oder in öster-
reichischen Fonds gehalten werden, alle Ein-
künfte aus Kursgewinnen von Anleihen, sowie
Einkünfte aus Kursgewinnen direkt gehaltener
Aktien.Wird eine Stiftungsmasse vererbt so ent-
fallen nur ein Drittel der üblichen Steuern  und
diese nur einmal für die Gesamtdauer einer Stif-
tung (maximal 200 Jahre!). Das ist ein Grund
warum die österreichische Privatstiftung bei
reichen Familien so beliebt ist. Bis Ende 2003
wurden rund 2500 Privatstiftungen gegründet.
Der Verband österreichischer Privatstiftungen
beziffert den Wert auf 20-25 Mrd. Euro, andere
Schätzungen gehen von ca. 45 Mrd. Euro aus! 

Immer mehr Armut

1999 waren in Österreich 876.000 Menschen
oder 11% der Bevölkerung, 2001 bereits
930.000 oder 12% der Bevölkerung akut von Ar-
mut bedroht. Fast zwei Drittel davon sind Frau-
en. Aktuellere Zahlen welche die Auswirkungen
der asozialen Reformen der Regierung beinhal-
ten, gibt das Sozialministerium zur Zeit nicht
heraus! Akute Armut besteht, wenn zu den be-
schränkten finanziellen Verhältnissen auch Ein-
schränkungen zur Abdeckung grundlegender
Lebensbedürfnisse kommen: Zur Zeit sind da-
von mindestens 290.000 Menschen betroffen.
Hauptursachen für Armut sind nach wie vor Ar-
beitslosigkeit und Ruhestand. Jede/r vierte Pen-
sionistIn galt bereits 2001 – also vor der letzten
Pensionsreform – als akut gefährdet. Ein weite-
rer “Trend”: “Working poor”. Menschen die
trotz einem Vollzeit(!)-Job arm sind gibt es auch
in Österreich. Rund 5 % aller Vollzeitbeschäftig-
ten – vor allem AlleinerzieherInnen – waren
1999 von Armut bedroht.

Armut und Sozialabbau 
sind kein Naturgesetze!

Privatisierung, Sozialabbau, Arbeitslosigkeit

und Zerschlagung des Arbeitsrechts sind keine
Naturgesetze – auch wenn es Politiker, Unter-
nehmer und bürgerliche Journalisten oft so dar-
stellen. Der mediale Trommelwirbel für “Refor-
men”, neoliberale Experten all das ist Teil einer
klaren Strategie: Jener Anteil des von der Kapi-
talseite angeeigneten Mehrwerts, der über das
Sozialsystems und die Löhne wieder an die Ar-
beiterInneklasse zurückgegeben wurde, soll
drastisch gesenkt werden um die Profitrate zu
erhöhen. Oder anders ausgedrückt: Massive
Umverteilung von unten nach oben.

Teure Arbeit, ausufernder Sozialstaat?

Regelmäßig beklagen sich die Unternehmer
über die hohen Lohn- und Lohnnebenkosten.
Tatsächlich handelt es sich dabei vor allem um
Beiträge an die Pensions- und Krankenkassen.
Diese zu senken würde nichts anderes bedeuten,
als dass zusätzliche Kosten für Gesundheits-
und Pensionssystem von der ArbeiterInneklasse
zu bezahlen wären. Ein solcher Vorschlag allei-
ne wäre natürlich schwer vermittelbar. Einher
mit dieser Debatte gehen daher Forderungen
nach Leistungssenkungen, bzw. neoliberale
Konzepte, welche die bisherigen Versicherungs-
systeme überhaupt in Frage stellen. Ein Muster-
beispiel dafür ist die mediale Dauerkampagne
gegen das extrem effiziente österreichische So-
zialversicherungswesen (Verwaltungsaufwand:
2.6 %, Private Versicherungen: 15-25%). Eben-
so ist die Behauptung der zu teueren Arbeitsko-
sten eine Lüge! Aussagekräftig ist nämlich ledig-
lich das Verhältnis der Löhne und Lohnneben-
kosten zur Produktivität. Die hier maßgeb-
lichen Lohnstückkosten sind in Österreich ex-
trem niedrig und sanken laut OECD-Angaben
zwischen 1995 und 2002 um 10,8 %. Durch den
enormen technischen Fortschritt stieg die Pro-
duktivität in Handel und Industrie zwischen
1995 und 2001 fast doppelt so stark wie die Ko-
sten für das Personal (Quelle WIFO). Auch das
Bild vom ausufernden Sozialstaat ist eine Fäl-
schung. Der Anteil an Sozial- und- Familienlei-
stungen ist bereits seit 1997 rückläufig – was un-
ter der SPÖ-Kanzlerschaft begonnen hat, setzt
Schwarz-Blau weiter fort. Bedenkt man die stei-
genden Arbeitslosenzahlen und die Kosten für
einzelne ideologische Maßnahmen der Regie-
rung – wie das Kindergeld – kann man das Aus-
maß des Kahlschlags am Sozialstaat der 70er
Jahre erahnen.

Das System versagt!

In manchen globalisierungskritischen Publi-

Geld ist genug da. Es ist nur 

in den falschen Händen!
“Ja, die Reichen werden immer reicher, und es gibt viele davon. Was sich Durchschnittsverdiener nur schwer 
vorstellen können und auch angesichts des täglichen politischen Diskurses über angeblich leere Kassen kaum 

zu glauben ist: Österreich ist steinreich.” (Wirtschaftsmagazin trend 0708/2004)
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kationen wird diese Entwicklung als Ergebnis ei-
ner Art Verschwörung des (Finanz-)Kapitals
und der politischen Elite dargestellt. Tatsächlich
sind die Angriffe auf den Lebensstandard der
ArbeiterInnenklasse aber Ausdruck einer tiefen
Krise des Kapitalismus und seines Versagens
Wohlstand und Fortschritt für Alle zu sichern.
Seit Mitte der 70er Jahre kennzeichnen extrem
niedrige Wachstumsraten, Stagnation und De-
pression, sowie hohe Defizite und Sockelarbeits-
losigkeit die ökonomische Entwicklung. Wo das
Problem tatsächlich liegt beweist einmal mehr
die jüngste Konjunkturprognose des neolibera-
len Instituts für höhere Studien (IHS, August
2004). Extrem optimistisch werden dort 2,3 %
Wachstum pro Jahr bis 2008 geschätzt. Haupt-
stütze der Konjunktur (zu 2/3) soll allerdings
der private Konsum sein. Gleichzeitig wird das
IHS nicht müde, die Notwendigkeit von Kür-
zungen und niedrigen Lohnabschlüssen zu “be-
weisen” – alles Einschnitte bei denjenigen die
den Konsum ankurbeln sollen. Ein Kommentar
im “Standard” hielt nicht ganz zu unrecht fest:
“Immer mehr Analysten und Konjunkturfor-
scher meinen, es könnte die "Rache des Share-
holder-Value-Gedankens" sein: Die hohe volks-
wirtschaftliche Rechnung für die betriebswirt-
schaftlich zumeist sinnvollen Überlegungen,
durch Personalabbau und Rationalisierungen
die Produktivität zu steigern. Millionen Arbeits-
plätze wurden in den späten 90er-Jahren aus
diesem Titel gestrichen - und erst jetzt dämmert
die Erkenntnis, dass damit auch die eigenen
Kunden vor die Türe gesetzt wurden.” (Stan-
dard, 08/07/2004).

Wer bezahlt die Rechnung für die Krise? 

Das der Kapitalismus auf Grund seiner auch im
“Standard” beschriebenen Struktur zu Krisen
führt, ist nicht neu. Die politische Frage die
bleibt ist: Sollen die ArbeitnehmerInnen für eine
Krise bezahlen die sie nicht verursacht haben?
Sozialstaatliche Errungenschaften, Kollektivver-
träge, politische Rechte – all das waren Ergeb-
nisse harter Kämpfe, bei denen es der Arbeiter-
Innenbewegung gelang durch kollektive Aktio-
nen (Streiks, Besetzungen, etc...) das Kräftever-
hältnis zu ihren Gunsten zu verändern. Eng da-
mit verknüpft mit den Erfolgen der Bewegung
vor vielen Jahrzehnten war allerdings auch die
Existenz und Entwicklung von unabhängigen,
sozialistischen Parteien welche kapitalistische
“Sachzwänge” nicht akzeptierten und die Bewe-
gung politisch vorantrieb und führte. Heute fehlt
noch eine solche starke Kraft, die gegenüber Kri-
se und Sozialabbau eine sozialistische Alternati-
ve anzubieten hat.Die SLP kämpft deshalb für ei-
ne neue sozialistische ArbeiterInnenpartei.

Die – auch globale - Polarisierung von Ar-
mut und Reichtum ist ein zentraler Bestand-
teil des bestehenden Gesellschaftssystems.
Längere Perioden des sozialen Fortschritts
sind historisch gesehen eher die Ausnahme als
die Regel. Die Menschheit war noch nie so
“reich” und gleichzeitig so “arm” wie heute.
Die Verteilung von Armut und Reichtum ist
heute vor allem eine Frage des gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisses. Defensive Gewerk-
schaftspolitik und der Verbürgerlichungspro-
zess der Sozialdemokratie spiegeln sich - auch
in Österreich - in der Vermögensverteilung,
der Entwicklung der Lohnquote, etc ... wieder.
Hier lautet das Motto offensichtlich: Zurück
in die 20er und 30er Jahre.

Wer effizient gegen Armut kämpfen will
(und das wollen zum Glück immer mehr),
dem wir bald klar, dass dazu politische Mobi-
lisierung notwendig ist. Doch dieser Faktor
fehlt in fast allen Studien und Programmen
zur Armutsbekämpfung. Gefordert wären
hier vor allem die Gewerkschaften: Sie könn-
ten anhand der bekannten Fakten und Daten
ein Aktionsprogramm zur Umverteilung

entwickeln. Dazu gehören nicht nur Forde-
rungen, sondern auch ein Katalog von kon-
kreten Kampfmaßnahmen zu deren Umset-
zung.

Wo müsste ein 
Aktionsprogramm ansetzen?

Arbeitslosigkeit und die Offensive des Kapi-
tals zur Senkung der Sozial- und Lohnkosten
sind Knackpunkte bei der Frage der Entwik-
klung des Lebensstandards der ArbeiterIn-
nenklasse. Die Möglichkeit zur Erwerbsarbeit
ist daher ungemein wichtig. Niemand soll zur
Arbeit gezwungen werden, aber es muss aus-
reichend sinnvolle Arbeit geben. Doch statt-
dessen werden Dienstleute, Verpacker in
Supermärkten und andere sinnlose Tätigkei-
ten durch die verschiedenen Arbeitsmarktre-
formen (wieder) eingeführt. Gleichzeitig ge-
hen sozial abgesicherte Jobs im öffentlichen
Dienst -  Bildungs- und Sozialbereich, im Ver-
kehr, bei der Post (...) - durch Privatisierungs-
maßnahmen verloren. Hand in Hand damit
gehen massive Leistungsverschlechterungen
für die Allgemeinheit, aber auch der Verlust
gewerkschaftlich gut organisierter Bereiche.
Der Kampf gegen jede Privatisierung gehört
daher zu den Schlüsselfragen für die Gewerk-
schaftsbewegung.

Arbeitszeitverkürzung

Der technische Fortschritt der letzten Jahre
ermöglicht schon längst eine radikale Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden.
Genauso wichtig wie die Verkürzung selbst, ist
dabei der volle Lohnausgleich und die Ableh-
nung der Flexibilisierung der Arbeitszeit. Oh-
ne vollen Lohnausgleich (d.h. gleiches Geld
wie für 40 Stunden), würde eine Verkürzung
der Wochenarbeitszeit nur eine Ausweitung
der Teilzeitjobs bedeuten. Flexibilisierung ist
schon heute der Jobkiller Nr. 1. In Frankreich

wurden die positiven Effekte der 35 Stunden
Woche durch die gleichzeitig durchgeführte
Arbeitszeitflexibilsierung praktisch gänzlich
zu Nichte gemacht. Daher muss eine 30 Stun-
den Woche mit einem 6-Stundentag einherge-
hen. Die Verkürzung der Arbeitszeit darf nicht
zu einer Intensivierung der Arbeit (d.h. selbe
Arbeit in 6 wie in 8 Stunden) führen! Daher ist
ein voller Personalausgleich (d.h. Erhöhung
der Belegschaftszahl um den selben Prozent-
satz wie die Arbeitszeit reduziert wird) not-
wendig. Ebenso wenden wir uns gegen unnö-
tige Sonn- und Feiertagsarbeit, vor allem ge-
gen jede weitere Liberalisierung der Ladenöff-
nungszeiten. Gemeinsames soziales Leben ist
wichtiger ist als die Profite der Unternehmen.
Schlußendlich ist auch eine Verkürzung der
Lebensarbeitszeit auf 35 Jahre sinnvoll und
nötig: Neben den gesundheitlichen Aspekten
bringt dies die Möglichkeit, die Erwerbsbio-
graphie selbstständig zu gestalten.

Für eine offensive Lohnpolitik!

Innerhalb der ArbeiterInneklasse gibt es ei-
ne große Lohnschere, die es zu schließen gilt.
In vielen Branchen sind Löhne und Gehälter
unzumutbar, beispielsweise im Gastgewerbe
und der Dienstleistungsbranche. Die Beschäf-
tigten sind dort auf massive Überstundenlei-
stungen und Zweitjobs angewiesen. Diese
“Working poor” entstehen erst durch die
Kombination niedriger Löhne mit Arbeits-
zeitflexibilisierung und Verschlechterungen
im Arbeitsrecht. Daher fordert die SLP einen
Mindestlohn von 1100 Euro netto. Bei Jobs
unter der Geringfügigkeitsgrenze muss streng
auf die Einhaltung des KVs und die branchen-
üblichen bzw. firmenüblichen Überzahlung
geachtet werden. Die/der Betroffene soll netto
– also ohne Abzüge - bis zur Geringfügigkeits-
grenze verdienen können und das Unterneh-
men für alle Sozialversicherungskosten auf-
kommen. Bei den freien Dienstverträgen
muss eine volle rechtliche Gleichstellung zu
normalen Dienstverträgen erkämpft werden.
Ein zweiter wichtiger Schritt wäre eine Auf-
tragsgarantie in Form eines vereinbarten
Stundenausmaßes.

Nein zur Teilzeitjobs! 

Bei Teilzeitjobs ist ein zentrales Problem die
häufige (für den Unternehmer billige) Mehr-
arbeit. Es ist keine Seltenheit, dass eine Han-
delsangestellte mit einem 15 –Stundenvertrag
38,5 und mehr Stunden arbeiten muss. Diese
Mehrarbeit bringt kaum Geld (eher Zeitsau-
gleich zu für den/die ArbeitnehmerIn meist
nicht selbst bestimmbaren Zeiten) und verun-
möglicht den Betroffen ihre Arbeitszeit zu
planen. Mit einer im Dienstvertrag vereinbar-
ten Wochenarbeitszeit soll sich der/die Betrof-
fene auch auf eine tägliche Arbeitszeit im Aus-
maß vereinbarte Wochenarbeitszeit durch 5
einigen (Bei einer 20 Stundenverpflichtung
wäre der normale Arbeitstag 4 Stunden). Jede
Arbeitszeit über dieses Tagesausmaß hinaus
ist wie bei einem Vollzeitjob zu werten.

Umverteilung

Die SLP fordert Mindestarbeitslosengeld
von 1100 Euro, plus eine anteilsmäßige Erhö-
hung der entsprechenden Zuschläge. Gerade
angesichts der steigenden Langzeitarbeitslo-
sigkeit ist es unabdingbar, dass das Arbeitslo-
sengeld fortlaufend bis zu einem neuen Job
ausbezahlt werden. Damit würden 2 wichtige
Ungerechtigkeiten der jetzigen Praxis der
“Notstandshilfe” wegfallen: 1)Die Nichtge-
währung der Notstandshilfe für viele Immi-
grantInnen und 2) die jetzt übliche Anrech-
nung des PartnerInneneinkommens auf die
Höhe der Geldleistung. Durch Letzteres wer-
den vor allem Frauen benachteiligt. Insgesamt
sind – neben MigrantInnen - Notstandshilfe-
bezieherInnen, bzw. deren PartnerInnen die
von Armut am stärksten gefährdete Personen-
gruppe. Für uns gibt es demgegenüber weder
einen vernünftigen Grund jemandem der sei-
nen Job verliert mit dem sozialen Absturz zu
konfrontieren, noch jemandem nach 6-mo-
natigem Arbeitslosengeldbezug noch einmal
Geld weg zunehmen. Die Behauptung “dann
arbeitet ja niemand mehr” ist angesichts der
realen Arbeitsmarktlage nicht nur inhuman,
sondern auch verlogen. Daher stehen wir auch
für die Abschaffung aller Zumutbarkeitsbe-
stimmungen. Nur der/die Betroffene soll ent-
scheiden ob ein Job passt oder nicht.

Wie sollen diese 
Maßnahmen finanziert werden? 

Alle Zahlen beweisen, dass der Reichtum um
das zu bezahlen in unserer Gesellschaft vor-
handen ist. Die Abschaffung des Privatstif-
tungsrechts und volle Besteuerung des Stif-
tungsvermögens, könnte eine Mindestpen-
sion von 1.100 Euro für hunderttausende
Menschen auf Jahre hinaus finanzieren. Viele
andere Forderungen wie die Erhöhung der
Vermögenssteuern, oder eine Wertschöp-
fungsabgabe hat der ÖGB seit Jahren be-
schlossen. Die Umsetzung scheitert an der
mangelnden Kampfbereitschaft der Gewerk-
schaftsspitze, aber auch am Fehlen einer
Gegenposition zur Logik kapitalistischer
“Sachzwänge”. Natürlich “schwächen” in die-
ser Logik alle vorgeschlagenen Maßnahmen
“den Standort” und sind aus Unternehmer-
sicht aus Wettbewerbsgründen unfinanzier-
bar. Erpressungsversuche der Unternehmer-
seite die mit Abzug und Betriebsschließungen
drohen sind unabwendbar und können nur
durch Vergesellschaftungsmaßnahmen ver-
hindert. Deshalb kann Umverteilung weder
an den nationalen, noch an den Systemgren-
zen des Kapitalismus stehen bleiben. Ein
internationaler Kampf für Mindestlöhne und
Arbeitszeitverkürzung, gegen Lohndumping
und Privatisierung ist ebenso nötig, wie ein
glaubwürdiges Alternativkonzept zum Kapi-
talismus, dem Chaos und der Barbarei des
Marktes. Wir treten deshalb für eine demo-
kratisch geplante Wirtschaft, den Sozialismus
ein.

Offensiv gegen soziale Verschlechterungen

Einige Vorschläge aus sozialistischer Sicht

Österreich ist mit Westdeutschland vergleichbar.
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Es ist wenig verwunderlich,
dass Michael Moores neuer
Film ”Fahrenheit 9/11” in den
USA Massen in die Kinos loc-
kt, fällt doch sein Start in eine
Zeit zunehmender Polarisie-
rung der Gesellschaft. Dazu
kommt, dass im November ein
neuer Präsident gewählt wird.

Moore versteht es ausge-
zeichnet, auf der Gefühlsklavi-
atur der Bush-GegnerInnen zu
spielen und zeichnet ein Bild
einer reichen, arroganten und
abgehobenen Politikerkaste,
der auf der anderen Seite nor-
male Menschen gegenüberste-
hen. Als Fokus seiner Anklage
dient George Bush.

“Andere nennen euch Elite,
ich nenne euch meine Basis”,
sagt Bush bei einer Versamm-
lung von Multi-Millionären.
Bushs Verbindung zu den Sau-
dis – inklusive Familie Bin La-
den wird ebenso aufgezeigt, wie
seine Flucht vor sinkenden Um-
fragewerten – in den Urlaub.

Es gelingt Moore sehr an-
schaulich die Arroganz der
Mächtigen zu zeigen. Moore
konfrontiert Abgeordnete mit
dem Patriot Act, jenem “Anti-
terror”gesetz, das – so zeigt der
Film – dazu führt, dass harm-
lose Friedensgruppen infil-
triert werden oder Menschen
in Fitnesscentern bei privaten
Plauderein belauscht werden.
Die Abgeordneten hätten das
Gesetz gar nicht gelesen, bevor
sie ihm zustimmten.Als Recht-
fertigung bringt einer vor, dass
– würden alle Vorlagen gelesen
– das Regieren unmöglich wäre.

“Der Krieg ist gut fürs
Geschäft”

In einer anderen Szene – bei
einer Konferenz zum Wieder-
aufbau des Irak – erläutert ein
Geschäftsmann ohne rot zu
werden: “Der Krieg ist gut fürs
Geschäft. Ich meine, schlecht
für die Menschen, aber gut fürs
Geschäft.”

Zwei Rekrutierungsoffiziere
der Marines werden von Moo-
re bei einem Einsatz in seiner
Heimatstadt Flint, Ohio beob-
achtet. Die beiden machen
kein Hehl daraus, dass sie arme
– meist schwarze – Jugendli-

che, möglichst ohne Perspekti-
ve im Visier haben. “Wusstest
du das Shaggy bei den Marines
war?”, antworten sie einem
jungen Mann, der als Berufs-
wunsch Musiker angibt. Sie
versprechen mit beinah höhni-
schem Gesichtsausdruck das
Blaue vom Himmel, sollten
sich die jungen Leute ver-
pflichten.

Wenig später zeigt Moore das
wahre Gesicht des Militärs. In
Interviews mit SoldatInnen
kommt deutlich zum Aus-
druck, was Krieg bedeutet.
Aufnahmen die zu Beginn des
Kriegs gemacht wurden, zeigen
junge Leute, die darüber Aus-
kunft geben, welchen Sound-
track sie zu ihren Panzeran-
griffen ausgewählt hätten:
“Burn Motherfucker, Burn”
oder “The Roof is on Fire”
dröhnt aus den Lautsprechern,

während Granateinschläge in
Saddams Palast aber auch in
Wohnhäuser zu sehen sind.
Später schlägt die Stimmung
um. “Ich verstehe gar nicht,
warum uns die Irakis nicht
mögen?” “Ich gehe nicht mehr
zurück, ich werde keine ande-
ren armen Leute mehr töten.”
Diese Bilder gehen nahe, es
sind normale junge Männer
und Frauen – meist aus ärm-
lichen Verhältnissen – und völ-
lig im Unklaren darüber, wes-
halb sie in diese Hölle ge-
schickt wurden.

Der Film lebt von vielen ein-
drucksvollen Bildern, bleibt
aber sowohl künstlerisch als
auch politisch unter den Mög-
lichkeiten. Moores Linie: “An-
yone but Bush!” verbietet allzu
viel Kritik an den Demokraten.
So wird etwa – anders als in
früheren Filmen – nicht er-

wähnt, ob die befragten Sena-
torInnen, die ihre Kinder nicht
in den Irak schicken wollen,
DemokratInnen oder Repu-
blikanerInnen sind.

Anyone but Bush?

In öffentlichen Auftritten
wirbt Moore für Kerry. Er sagt
nicht, dass Kerry den Afghani-
stan-Krieg, den Patriot Act
und den Irakkrieg unterstützt.
Er sagt auch nicht, dass Kerry
angekündigt hat, mehr junge
Menschen in den Irak zu
schicken, um “den Krieg zu ge-
winnen”, obwohl er selbst in
seinem Film die Sinn- und
Aussichtslosigkeit dieses Unter-
fangens  aufgezeigt hat.

Er verschweigt, dass Kerry die
Steuern für die Reichen weiter
senken will und gleichzeitig
das ohnehin schwache Sozial-
system weiter aushöhlen will.
Wirklich Anyone but Bush?

Stachel im Fleisch des
Establishments

2000 unterstützte Michael
Moore noch die Kandidatur
Ralph Naders. 2004 ordnet er
sich dem liberalen Mainstream
voll unter. Bush muss weg,
auch wenn dafür ein Mann an
die Macht kommt, der genau-
so schlimm – nur netter – ist.
Dem liegt die von den Demo-
kraten bewusst geschürte Mär,
Nader hätte Gores Niederlage
verursacht, zugrunde.

Nader kandidiert auch 2004.
Entscheidend ist nicht die An-
zahl der Stimmen, sondern
dass Millionen eine Alternative
jenseits der zwei Establish-
ment-Parteien kennen lernen
und teilweise aktiv in die Kam-
pagne eingebunden werden.
Auch wenn Nader kein Sozia-
list ist, ist er – mit seinen teil-
weise radikalen Forderungen –
so etwas wie ein Stachel im
Fleisch des Establishments. Er
könnte ein Kristallisations-
punkt für das Entstehen einer
neuen Massenbewegung in
den USA werden. Moores Film
hätte es gut getan, diese Mög-
lichkeit aufzuzeigen, statt sich
– wider besserem Wissen – auf
Herrn Kerry zu verlassen.
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort „Abo“ nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte:

SLP-Ortsgruppe Wien-West 
Jeden Mittwoch um 19.00 Uhr, Club International, 16., Payerg. 14

SLP-Ortsgruppe Wien-Süd
Jd. Fr. 19.00 Uhr; Bunte Kuh, 5., Zentag./ Siebenbrunneng.

SLP-Ortsgruppe Wien-Mitte
Jeden Donnerstag um 19.00 Uhr im Amerlinghaus, 7., Stiftg. 8

SLP-Ortsgruppe Wien-Nord:
Jeden Freitag, 18.30 Uhr, “Peer Gynt”, 20., Jägerstr. 38

SLP-Linz: 
Jeden Freitag, 19.00 Uhr “Alte Welt” (im Keller), Hauptplatz 4

SLP-Salzburg 
Anzutreffen jeden Dienstag bei den Treffen von SWI in Salzburg,
19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

SLP-Amstetten:
Anzutreffen samstags bei den Treffen von SWI, 16.00 Uhr,
Segafredo am Hauptplatz. Nicht regelmäßig:
Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

Die SWI-Treffpunkte:

SWI in Wien
Treffen bitte telefonisch unter 01/524 63 10 erfragen. 

SWI in Salzburg 
jd. Di. 19.00 Uhr im “Shakespeare” (beim Mirabellplatz)

SWI-Amstetten:
Immer Samstags 16.00 Uhr, Segafredo am Hauptplatz. Nicht 
regelmäßig: Daher Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen

Leo Trotzki empfiehlt:

Das musst Du 
gelesen haben!

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

Krise des Kapitalismus
WWeerr  ssoollll  ddaass  bbeezzaahhlleenn??
Sozialistische Antworten auf
Sozialabbau und Armut

A5, 56 Seiten, EUR 4,-- (inkl. Versand)

Broschüre wird bei Überweisung auf Konto PSK 8812.733 
zugesandt. Namen, Anschrift und Kennwort nicht vergessen!

Früher einmal gab es das
"Sommerloch" - in den Som-
mermonaten geschah einfach
nichts. Politik fand im Juli und
August einfach nicht statt.
Diese Zeiten sind ebenso vor-
bei wie der lange Nachkrieg-
saufschwung und die Sozial-
partnerschaft.

Auch wenn es eine Parla-
mentspause gibt, so gehen die
Angriffe auf ArbeitnehmerIn-
nen und Jugendliche weiter -
und auch die Arbeit der SLP.
Die Juni Ausgabe "Diese Re-
gierung macht krank" traf den
Nagel ebenso auf den Kopf
wie die Sommernummer
"Länger Arbeiten - Nein dan-
ke!". Die Kürzungen im Ge-
sundheitswesen und die Vor-
stöße in Richtung Arbeitszeit-
verlängerung führen zu brei-
tem Unmut. Insofern wurden
wir von Personal und Beschäf-
tigten des Hanusch-Kranken-
hauses, wo wir regelmäßig
Zeitungsverkäufe organisie-
ren, mit offenen Armen be-
grüßt. Aktiv waren wir auch

bei der Betriebsversammlung
der Telekom. Auch wenn in
den offiziellen Reden vor
1.000 Beschäftigten das Wort
Streik nicht fiel, verkauften
wir 31 Zeitungen an interes-
sierte KollegInnen.

Gegen den BFJ 

Besonders aktiv waren wir
während der Sommermonate
gegen den rechtsextremen
BFJ. Die Mobilisierung für die
Demo am 9. Oktober ist in
vollem Gange. Kundgebun-
gen, Diskussionen und Aktio-
nen haben hunderte Jugendli-
che in Wien, Ybbs, Amstetten,
Linz und Salzburg erreicht.
Linzer SchülerInnen haben
schon ein eigenes Transparent
für die Kampagne gemalt.

Pakistanische Genossen 
in Österreich 

Ein Höhepunkt des Som-
mers war zweifellos der Be-
such von zwei Sozialisten aus
Pakistan. Auf mehreren Ver-
anstaltungen berichteten sie
über die Probleme, mit denen
GewerkschafterInnen und Ju-
gendliche in Pakistan zu
kämpfen haben. Sie erzählten
auch über ihre Arbeit unter
Frauen, gegen Gewalt in der
Familie. So unterschiedlich
die Situation in Pakistan auch
ist, waren doch viele der The-
men wie Privatisierung, Anti-
Krieg und der Kampf um
Frauenrechte auch für die Zu-
hörerInnen aus Österreich
vertraut.

Neues Mitglied

Der jüngste Erfolg der SLP:
In Linz können wir ein weite-
res Mitglied in unseren Rei-
hen begrüßen. Eine gute Ent-
scheidung wie wir meinen.Al-
les in allem - kein Sommer-
loch sondern viele Aktivitäten
für eine sozialistische Gesell-
schaftsveränderung. Im
Herbst geht's weiter - mach
auch du mit!

Seminar in Linz

8.9. "Was ist Sozialismus"
9.9. "Was ist Faschismus"
Anmeldung: 0650-424 63 10

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,-- pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein „All-Inclusive-Abo“
eben.                PPSSKK  88881122..773333

Das Sommerloch gibt's nicht mehr

S P E N D E N

T E R M I N

Michael Moores "Fahrenheit 9/11" bricht in
den USA alle Rekorde. Zurecht?

Von Harald Mahrer, SLP Wien-Süd

Ich finde, dass Sozialismus eine gute Sache ist. Ich
bin der SLP beigetreten, weil ich das Programm
gelesen habe und die SLP die Alternative ist, die
schon immer unter den großen Parteien gefehlt
hat. Vanessa Klopf, 14 Jahre, Wartberg, OÖ 
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Unterstützt Kampagne 
gegen Antigewerkschafts-

gesetze in Nigeria

Unsere nigerianische Schwe-
sterorganistion DSM bittet um
Unterstützung und hat folgen-
de Musterresolution für Ge-
werkschaften, etc ... ausgear-
beitet: "(This organisation)
condemns the moves by the Ni-
gerian government to attempt to
break up the Nigerian trade
union movement and place it
under government control. We
believe that this is an attempt by
the Nigerian government to si-
lence the most effective voice of
opposition within Nigeria to its
neo-liberal policies. This is the
answer of the government to the
four general strikes that taken
place in Nigeria during the last
four years. We offer our support
to the opposition of the Nigerian
Labour Congress, individual
trade unions and other labour
organisations to this reactionary
measure. We further give our
support to the activities of the
"Campaign for Democratic and
Workers' Rights in Nigeria"
against this law and we agree to
donate XXXXX to help the
CDWR organise more events li-
ke the successful rally it held in
Lagos on August 23."

GewerkschafterInnen sind
aufgerufen diese oder ähnliche
Resolutionen in ihren Organi-
sationen einzubringen.
WWeeiitteerree  IInnffooss::  
wwwwww..ssoocciiaalliissttnniiggeerriiaa..oorrgg

Erfolgreiche Sommer-
schulung des CWI

Über 350 TeilnehmerInnen
aus 21 Ländern an der heuri-
gen Sommerschulung des CWI
drückten die breite Präsenz un-
serer Internationale rund um
den Globus aus. Vor allem die
Abschlussdebatte reflektierte
die Erfolge im Aufbau des CWI
– trotz einer äußerst schwieri-
gen objektiven Situation – in
den letzten zehn Jahren. Unse-
re Internationale hat derzeit
z.B. vier Sektionen in Staaten
der ehemaligen Sowjetunion.
Auch die Berichte aus Nigeria
und Pakistian zeigten, dass er-
folgreiche sozialistische Arbeit
selbst unter extremen Bedin-
gungen möglich ist.
NNäähheerree  IInnffooss::  
wwwwww..ssoocciiaalliissttwwoorrlldd..nneett

Interessante Dokumente
veröffentlicht

A u f d e r  H o m e p a g e
www.marxist.net wurden vom
CWI nun wichtige historische
Dokumente zur Einschätzung
der Sozialdemokratie Anfang
der 90er Jahre veröffentlicht.
Damals gab es im CWI eine
heftige interne Debatte über die
Frage der Fortführung der Ar-
beit von MarxistInnen in sozi-
aldemokratischen Strukturen.
DDiieessee  uunndd  aannddeerree  TThheeoorriiee--DDookkuu--
mmeennttee  aauuff:: wwwwww..mmaarrxxiisstt..nneett

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

Von Jan Rybak, SLP Salzburg

Zwar verkündete (noch) US-
Präsident Bush bereits am 1.
Mai 2003 das Ende der
Kampfhandlungen, doch ist
ein Ende des Krieges nicht in
Sicht. Große Teile der “einfa-
chen Bevölkerung” (sowohl
SunnitInnen als auch Schii-
tInnen) wehren sich erbittert
gegen die Besatzer und die
Marionetten-Übergangsre-
gierung. Die Gründe dafür lie-
gen auf der Hand. Der Le-
bensstandard der Mehrheit
der Bevölkerung ist, entgegen
aller Versprechungen, gesun-
ken, die Strom- und Trink-
wasserversorgung ist unzurei-
chend. Die Arbeitslosigkeit
liegt bei etwa 70%! 

Die irakische Bevölkerung
steht demütigenden Straßen-
kontrollen, willkürlichen
Festnahmen, brutalen Miss-
handlungen und Tötungen
gegenüber. Gewalt und Bom-
benanschläge gehören zum
Alltag.

In den Moscheen predigen
radikale Geistliche, wie der
SchiitInnenführer Al Sadr den
Djihad, den heiligen Krieg, ge-
gen die BesatzerInnen. Viele,
vor allem junge, Iraker folgen
diesen Worten und suchen ihr

Heil in Straßenkämpfen und
Selbstmordanschlägen gegen
die USA und “ihre” Über-
gangsregierung.

Zwar gibt es eine breite Be-
wegung gegen die BesatzerIn-
nen, aber sie wird von radika-
len Predigern und Organisa-
tionen dominiert. Als Soziali-
stInnen unterstützen wir den
Kampf des irakischen Volkes
gegen die Besatzer – nötig wä-
ren vereinigte, demokratische
Selbstverteidigungsorganisa-
tionen der ArbeiterInnenklas-
se. Eine wirkliche Befreiung
der IrakerInnen kann nur auf
Grundlage eines sozialisti-
schen Programms erreicht
werden, und nicht durch reak-
tionäre, gewerkschafts- und
frauenfeindliche, islamisch-
fundamentalistische Kräfte.

Restriktive Politik gegen
GewerkschafterInnen

Der Krieg hat dem iraki-
schen Volk weder Frieden,
noch Freiheit, noch Demo-
kratie gebracht. Die neue Re-
gierung bedient sich, wenn’s
gerade passt sogar der alten
Gesetzen der Saddam-Dikta-
tur, um z.B. gewerkschaftliche
Proteste zu unterdrücken. So
ist es auch weiterhin verboten

sich in der Schlüsselindustrie
gewerkschaftlich zu organisie-
ren. Streikende ArbeiterInnen
werden verhaftet und von den
Besatzungstruppen wie
Kriegsgefangene behandelt!
Eine Vorgehensweise die in
den bürgerlichen Medien tot-
geschwiegen wird.

Neoliberialismus im Irak
& sozialistische Antwort

Auch wurde das primäre Ziel
der USA und Großbritan-
niens nicht erreicht, denn eine
ausreichende Förderung des
irakischen Erdöls- und Gas ist
nur bei einer stabilen Lage in
der Region möglich. Im
Gegenteil. Die Menge des ge-
förderten Öls ist immer noch
nur ein Bruchteil der Förder-
menge vor dem Krieg, und der
Preis pro Barrel befindet sich
auf einem Rekordhoch. Dies
könnte ein weiterer Schritt
hin zur Krise für die, ohnehin
schon angeschlagene, Welt-
wirtschaft sein. Als Soziali-
stInnen sind wir für die Ver-
staatlichung der Schlüsselin-
dustrien und der Erdölvor-
kommen unter der demokra-
tischen Kontrolle durch die
ArbeiterInnen.

US-Besatzer und ihre Verbündeten bringen keine Demokratie sondern eine neue Diktatur

Selbstbestimmungsrecht für IrakerInnen!

Von Lucy Redler, Sozialistische
Alternative (SAV) Berlin

“Der IV. Hartzinfarkt ist töd-
lich“oder “Rambo I, Rocky II,
Terminator III, Hartz IV – Ge-
gen Gewalt!“ steht auf den
Plakaten der Montagsdemon-
strantInnen geschrieben. Seit
Anfang August gehen jeden
Montag Zehntausende Men-
schen gegen “Hartz IV” be-
sonders in Ostdeutschland auf
die Straße. Hartz IV steht für
die die restlose Streichung der
Arbeitslosenhilfe. Menschen,
die ab dem 1.1.2005 arbeitslos
werden, erhalten nur noch für
ein Jahr Arbeitslosengeld und
anschließend entweder gar
keine Leistungen mehr oder
das Arbeitslosengeld II. Das
bedeutet für zwei Millionen
Menschen massive Einschnit-
te in ihre soziale Absicherung,
ihre Lebensgewohnheiten
und ihre Würde. Das Arbeits-
losengeld II beträgt in West-
deutschland 345 und in Ost-
deutschland 331 Euro.
565.000 Menschen, die bisher
Arbeitslosenhilfe erhalten ha-
ben, bekommen ab Januar
keinen einzigen Cent mehr.
Hartz IV macht dadurch viele
Frauen von ihren Ehemän-
nern ökonomisch abhängig.

Brechstange 
zur Lohnsenkung

Doch Hartz IV treibt nicht
nur Hunderttausende von Er-
werbslosen in die Armut.
Hartz IV ist auch die Brech-
stange, um Löhne auf breiter

Front zu senken. Die Empfän-
gerInnen des Arbeitslosen-
gelds II werden gezwungen,
jede “zumutbare Arbeit” an-
zunehmen. Zumutbar sind
Ein- bis Zwei-Euro-Jobs oder
auch Jobs, die bis zu 30 % un-
ter Tariflohn bezahlt werden.
Das passt zur Strategie der Ar-
beitgeber und der Regierung:
Auf breiter Front sollen Ar-
beitszeiten verlängert und
Löhne gekürzt werden. Nach-
dem die Beschäftigten von
Daimler-Chrysler und Sie-
mens mit horrenden Kür-
zungspaketen erpresst wur-
den, geht VW-Personalchef
Hartz (der auch für Hartz IV
verantwortlich ist) jetzt auch
bei VW zum Angriff über und
fordert die Absenkung der
Personalkosten um 30 Pro-
zent.

Doch während bei Beschäf-
tigten und Erwerbslosen
durch Hartz IV, Agenda 2010
und Lohnraub Milliarden ge-
klaut werden, bekommt ein
Einkommensmillionär durch

die deutsche Steuerreform
jährlich 108.000 Euro ge-
schenkt. Gegen diese offen-
sichtliche Ungerechtigkeit hat
sich eine - in erster Linie ost-
deutsche - Massenbewegung
entwickelt. Die Stimmung ist
kämpferisch und explosiv.
Neben Erwerbslosen demon-
strieren auch Beschäftigte, die
Angst haben, dass es ihnen
bald genauso ergeht.

Wie kann Hartz IV 
gestoppt werden?

Die Montagsdemonstratio-
nen sind ein großartiger An-
fang, um die Wut der Men-
schen auf die Straße zu tragen
und den Betroffenen das Ge-
fühl zu geben, sich gemeinsam
wehren zu können. Doch De-
monstrationen werden nicht
ausreichen, um das Gesetz
oder gar die Regierung zu Fall
zu bringen. Hartz IV ist ein
zentrales Projekt der Banken
und Konzerne und ihrer Re-
gierung und soll die Kosten

der wirtschaftlichen Krise
(wie die Massenarbeitslosig-
kleit), in der sich der Kapita-
lismus befindet, auf die Er-
werbslosen und Beschäftigten
abwälzen. Deshalb wird die
Regierung Hartz IV nicht auf-
geben, ohne von einer poli-
tisch starken Massenbewe-
gung herausgefordert zu wer-
den. So waren die bisherigen
Gesetzesänderungen nur kos-
metisch und sollten dazu die-
nen, die Bewegung abzuwür-
gen.

Für einen eintägigen 
Generalstreik 

Nötig sind deshalb Streiks
bis hin zu einem bundeswei-
ten eintägigen Generalstreik
von Beschäftigten und Er-
werbslosen. Organisiert wer-
den könnte das aber nur
durch die Gewerkschaften.
Diese nutzen jedoch aus
Rücksicht auf ihre Partei-
freunde in der Regierung ihr
Mobilisierungspotential und

ihre Kampfkraft nicht, um die
Proteste auszuweiten und in
die Betriebe zu tragen. Statt
offensiv zu mobilisieren und
sich ggf. Nazis auf den Demos
in den Weg zu stellen, legt
DGB-Chef Sommer den Men-
schen nahe, im Zweifelsfall (=
wenn Nazis auf den Demos
auftreten sollten) zu Hause zu
bleiben. Die Herrschenden
können so die Präsenz von
Nazis auf den Demos nutzen,
um die Proteste zu diskredi-
tieren. Aufgrund der Stillhal-
tepolitik der Gewerkschafts-
führung setzt sich die SAV,
deutsche Schwesterpartei der
SLP, dafür ein, dass Streiks auf
örtlicher und regionaler Ebe-
ne die Gewerkschaftsführung
zum Handeln zu zwingen.
Doch die Bewegung muss
auch politische Antworten auf
Hartz IV, Lohnraub und die
gesamte kapitalistische Krise
geben. Forderungen wie dra-
stische Arbeitszeitverkürzung
bei vollem Lohn- und Perso-
nalausgleich und ein öffentli-
ches milliardenschweres Inve-
stitionsprogramm sind nötig,
um Arbeitsplätze zu schaffen.
Die SAV spricht sich dafür
aus, dass dies durch die Profi-
te der Banken und Konzerne
finanziert wird.

Freitag, 1. Oktober, Wien

Diskussion: “Wahlen in
Deutschland”, 1830 Uhr, SLP
Wien-Nord

Der IV. Hartzinfarkt ist tödlich!

Massenproteste in Deutschland

Jeden Montag demonstrieren Zehntausende gegen die unsozialen Pläne der Regierung.

Widerstand gegen die Besatzung wird mit allen Mitteln geführt. Noch fehlt eine
klare Perspektive wie dieser Kampf zu gewinnen ist - die Islamisten dominieren
zwar, bieten aber keinen Ausweg. Sozialistische Kräfte sind noch schwach.

T E R M I N



Von Margarita Döller,
SLP Wien-Nord

“Gemeinsam gegen rechts-
extreme Gewalt – BFJ stoppen!”,
so lautet das Motto der Kam-
pagne von Sozialistischer Wider-
stand International (SWI).
Doch um was geht es eigent-
lich genau und wie kannst du
dich daran beteiligen?

Was ist der BFJ?

BFJ ist die Abkürzung von
Bund Freier Jugend, der vor
allem in Oberösterreich aktiv
ist. Sein Umfeld zählt etwa 100
Personen, der überzeugte
Kern beschränkt sich auf ca.
20 Aktivisten. Der BFJ pflegt
Kontakte zur österreichischen
und deutschen faschistischen
Szene. BFJler veranstalten re-
gelmäßig rechte Konzerten
und Treffen, bzw. nehmen an
solchen Teil. Ihr Ziel: Einen
österreichischen Beitrag zur
sich formierenden rechten
Szene im deutschsprachigen
Raum zu leisten. Dort de-
monstrierten erst unlängst
über 4.000 Nazis im Geden-
ken an Hitlers Stellvertreter
Rudolf Hess. Bereits jetzt gibt
es Drohungen und Übergriffe
des BFJ gegenüber linken Ju-
gendlichen und Immigran-
tInnen. Bei SWI und SLP sto-
ßen diese Versuche allerdings
auf entschlossenen Wider-
stand.

Warum machen wir diese
Kampagne?

Der BFJ hat sich tatsächlich

in den vergangenen 2 Jah-
ren in Oberösterreich
ein gewisses Umfeld
aufbauen können –
die Ausweitung auf
andere Bundes-
länder droht. Wa-
rum? Weil sich die
soziale Situation von Ju-
gendlichen durch den Sozial-
abbau und Bildungsklau der
blau-schwarzen Regierung
drastisch verschlechtert hat.
Jugendliche suchen nach ei-
nem Ausweg – ohne linken
Gegendruck landen vor allem
diejenigen ohne Berührungs-
ängste gegenüber Ausländer-
feindlichkeit schnell bei den
rechten Sprüchklopfern. Über
seine Sprüche hinaus hat der
BFJ vor allem Provokationen
gegenüber Linken und NS-
Verharmlosung als “Alternati-
ve” zum angeblich bekämpften
“System” anzubieten: Der BFJ
versuchte z.B. das Austrian
Social Forum anzugreifen und
Flugblätter zu verteilen, in de-
nen die Aufhebung des Ver-
botsgesetzes gefordert wurde.

Wie können wir 
Rechtsextreme stoppen?

Die jüngste Vergangenheit
hat uns gezeigt, dass wir uns
im Kampf gegen Rechts nicht
auf die Polizei verlassen kön-
nen. Am 1. Mai 2004 waren es
hunderte Jugendliche, die eine
angekündigte Kundgebung
von Rechtsextremen in Wien
vereiteln konnte. Wie? Durch
eine lautstarke Demo, an der
sich verschiedene linke Orga-
nisationen beteiligten.

Im November 2003 organi-
sierte SWI eine Demonstra-
tion in Floridsdorf. Gemein-
sam mit den betroffenen Ju-
gendlichen protestierten wir
gegen Skinheads, die am Flo-
ridsdorfer Bahnhof ihr Un-
wesen treiben. Nur der ge-
meinsame Kampf kann
rechtsextreme Gruppen zu-
rückschlagen! Also mach mit
bei unserer Kampagne in
Linz, Wien und Österreich-
weit!   

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen

Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten "Dritten Welt", Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr

Programm!
M I T M A C H E N ?

Gemeinsam gegen

rechtsextreme Gewalt!
9.Oktober 2004: Bundesweite Demonstration in Linz 

SLP und SWI führen in
Oberösterreich eine Kampag-
ne gegen den Bund Freier Ju-
gend (BFJ). In dieser Kampag-
ne versuchen wir Jugendliche
über den BFJ aufzuklären und
sie für den Kampf gegen Fa-
schismus zu überzeugen. Wir
erklären dabei aber auch die
Notwendigkeit den Kampf ge-
gen Faschismus mit dem
Kampf für eine Systemalterna-
tive zum  Kapitalismus – den
Sozialismus - zu verbinden. In
seinen Methoden schreckt der
BFJ auch nicht davor zurück in
die Öffentlichkeit zu gehen

oder gar Treffen von linken Or-
ganisationen zu “besuchen”!
Er versucht auch Informatio-
nen über linke Organisationen
und deren Mitglieder zu sam-
meln um sie durch Drohungen
einzuschüchtern. Diese Versu-
che bleiben für den BFJ jedoch
ohne Erfolg weil uns ausrei-
chend Informationen über den
BFJ und dessen Mitglieder vor-
liegen. Die beste Methode den
BFJ zurückzudrängen ist die
Mobilisierung möglichst vieler
Menschen. Durch Kundge-
bungen und Demos kann ver-
hindert werden, dass der BFJ

als normal angesehen, dass
sich Nazis öffentlich zeigen,
Menschen einschüchtern oder
verprügeln. Deshalb wir es im
Oktober eine Demonstration
in Linz geben an der antifa-
schistische Jugendliche unbe-
dingt teilnehmen sollten.

Auch in Amstetten-Ybbs ist
Rechtsextremismus ein The-
ma. Die Aktivitäten des Bun-
des Freier Jugend sind nicht
nur für linke AktivistInnen in
Linz eine Gefahr, sondern stel-
len bundesweit eine Bedro-
hung dar. SWI AktivistInnen
aus Amstetten und Ybbs nah-
men im Juli und August auch
an unseren Freitags-Aktionen
in Linz teil. Ziel der Aktionen
ist es die Öffentlichkeit mit In-
fotischen über den BFJ zu in-
formieren und Jugendliche
darauf anzusprechen gegen
Rechtsextremismus aktiv zu
werden. Besonders die direkte
Konfrontation mit den BFJlern
war für viele von uns eine neue
Erfahrung. Es gelang uns
BFJler die versuchten zu pro-
vozieren, von unserem Info-
tisch zu vertreiben  und ihr
Selbstvertrauen zu schwächen.
Die Demonstration in Linz am
9.Oktober ist für uns ein wich-
tiger Termin und wir hoffen

viele Jugendliche aus Amstet-
ten und Umgebung davon
überzeugen können, an der
Demonstration teilzunehmen.

SWI trifft sich jeden Samstag
1600 Uhr im  Segafredo am
Hauptplatz in Amstetten.

SWI Amstetten 

aktiv gegen den BFJ

BFJ in Oberösterreich zurückdrängen! 

DEMONSTRATION
GEGENRECHTSEXTREME
GEWALT09OKT2004LINZ


